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Freie und Hansestadt Hamburg
Bezirksamt Hamburg-Nord

Bezirksversammlung

Kleine Anfrage nach § 24 BezVG
öffentlich

Drucksachen–Nr.:

Datum:

21-1476

07.09.2020

Gunther Herwig, Matthias Busold (CDU) Aktenzeichen: 123.30-11

Beratungsfolge
Gremium Datum

Gastronomie in Not - Wie hilft das Bezirksamt?
Sachverhalt:

Corona hält uns weiterhin auf Trab. Da bald die Sommerzeit und somit die Außengastronomie 
endet, wird es für das Gastgewerbe immer schwerer, mit reduzierten Plätzen zurechtzukom-
men. Es besteht die große Gefahr, dass wir auf viele liebgewordene Lokalitäten in Zukunft ver-
zichten müssen, wenn diese die wirtschaftlichen Einschnitte nicht mehr stemmen können. Der-
zeit gibt es viele Betriebe, die aus eigenen Rücklagen versuchen, den Gastraum so umzuge-
stalten, dass die Vorgaben der Verordnungen eingehalten werden können.

Es besteht allerdings große Verunsicherung, wie in vielen Gesprächen mit Gastronomen/innen 
zu erfahren ist, weil:

a) die Verordnungen für viele Betriebe unübersichtlich sind und 
b) immer wieder die unterschiedlichsten Aussagen getätigt werden, was erlaubt ist und was 

nicht.
Um eine Investition zu tätigen, brauchen die Geschäftsleute Sicherheit, inwiefern Umbaumaß-
nahmen im Nachhinein akzeptiert werden und sie ihr Geld nicht umsonst eingesetzt haben.

Vor diesem Hintergrund fragen wir den Herrn Bezirksamtsleiter:

1. Welche konkreten Anforderungen werden an die Gastronomie hinsichtlich einer Um-
baumaßnahme gestellt und wie wird diese finanziell gefördert?

Soweit sich diese Frage im Sinne der Vorbemerkung des Fragestellers auf die HmbS-
ARS-CoV-2-EindämmungsVO bezieht: Die Eindämmungsverordnung enthält keine bau-
lichen Vorgaben, vielmehr werden allgemeine Abstandsgebote und Kontaktbeschrän-
kungen definiert, deren Einhaltung im jeweiligen Einzelfall u.U. durch bauliche Maßnah-
men optimiert werden könnte. Bei VS liegen keine Informationen vor, inwieweit dafür ei-
ne finanzielle Förderung möglich ist.
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2. Besteht im Bezirksamt eine Personalstelle, die das Gastgewerbe und anderen Ge-
schäftsleuten bei ihren Fragen und Sorgen bei der Umgestaltung der Räumlichkeiten 
bezüglich der Corona Krise beratend unterstützen? Hier ist es wichtig, dass die Bera-
tungen vor Ort in den Geschäftsräumen stattfinden.

a. Wenn ja, wie viele Beschäftigte sind insgesamt hierfür eingesetzt?
b.  Wenn nein, ist eine solche Beratungsstelle zeitnah und befristet angedacht?

3. Welche Kosten kämen für eine solche Beratungsstelle bis Ende 2020 auf die Verwaltung 
zu?

Eine solche zentrale Beratungsstelle besteht nicht und ihre Einrichtung ist nicht beab-
sichtigt; Beratungen erfolgen laufend durch die beteiligten Dienststellen im Rahmen ihrer 
jeweiligen Aufgabenwahrnehmung.

4. Besteht die Möglichkeit, für die Wintersaison in der Gastronomie, die Heizgeräte überg-
angsweise wieder zu genehmigen, damit die Gastronomie die Außenplätze länger nut-
zen zu kann?

In Hamburg gibt es kein generelles Verbot für die Heizstrahler/ -pilze. Im Bezirk Nord 
werden diese aber bislang, insbesondere aus Gründen des Umweltschutzes (es macht 
wenig Sinn im Freien zu heizen) sowie auch des Brandschutzes untersagt. Ebenso ver-
fahren auch andere Bezirksämter. Nach dem Flyer "Terrassenheizstrahler" der Behörde 
für Gesundheit und Verbraucher-schutz (BGV) und einer "Information über die nachteili-
gen Umweltwirkungen" des Umweltbundesamtes sind jegliche Arten einer solchen Au-
ßenbeheizung auch nicht zu empfehlen.

Grundsätzlich ist hier für die Zukunft eine einheitliche Regelung für die gesamte Stadt 
empfehlenswert. 

Michael Werner-Boelz 08.09.2020

      


